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VG 25·L446.19 A Beglaubigte .Abschrift 

. ' .. 
VERW AL TUNGSGERlCHT BERLIN 

BESCHLUSS 

In der Verw~ltungsstreit~~che .. 

·· Verfahrensbevollrriächtlgte: · 
Kr.~ff & ·Rapp R~chtsan'1\'ältinnen; 
Pannlerstraße··a, 1'2047 Bernn, 

gegen 

die· Bundesrepublik Deutschland, . 
vertreten durch das Bttndestnlnlsterium qes Innern, 
tör Bau und. Heimat, dieses ver.treten durch 
das B~ndesamtfOr Migratlon und FIOchtllnge 
-·Auß~rtstelfe.Berlin -, 
Bäden·sohe Straße 23, 10715 ·serlln. · 

1 

hat ·d1e· .25. -Kammer· des VerwaJtungsg~richt~ Berlin 
durch ·. · '· ' „,. 

die Richterin am Verwaltung&gerlcht Rueß 
als· er hzelnchterin . . 

am 2'0. Novemb~r 2019 beschlossen: 

EfNGEGANGe.N 

2 1. Nov. ·2019 L 
Kraft & Ra 

Recl:Jtsanwlilt~~en 

Antragt?teUers, 

Antragsgegnerfn, 

Die-,a'ufschlebende Wirkung der Klage (VG 2-5 K 447.19 A) gegen.die Ab­
schi~b.ung.sar:idrohung In dem Bescheid. des Bundesamts für Mlgra~lon und 
Flüchtllnge vom·8. Oktober.20'1-9.wird angeo·rdriet. · 

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des.Verf~hretls. 
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Grllnde 

Der zulä~ige sinngemäße Antrag d~s Irakischen Antragstellers, 

1 
die aufschiebende Wirkung seiner Klage (VG 25 K 44 7 .19 ~) gegen die Ab- · 
schlebungsandrohung In dem Bescheid des Bundesa~ts fOr Migration und 

· FIOchtJinge vom 8. Oktober 2019 anzuordnen, · · 

Ist begrCmdet. 

Im Fall der Ablehnung eines Zweitverfahrens ordnet das Gericht gemäß§ 71a Abs. 4 
. . ' 

· . i.V:m. § 3e Abs. 4 Satz 1 des Asylgesetzes (AsylG) die aUfschlebende'Wfrkung der · 
\ . 

Klage .gegen die gemä~ § .71 a Abs. 4, § 36 Abs. 3, § 75 Satz 1 AsylG sofort vollzieh-

.. bare Abschiebungsandrohung an, wenn emstllche Z\_Yeifel an der RectJtmäßlgkelt 

des angegriffenen Verwaltungsakts bestehen. Dies Ist der.F~ll, wenri erheblich~ 

GrOnde· dafar sprechen, dass die Entsch~fdung. des ·au~desamts fDr Migration und 

Flüchtlinge (Bundesamt) einer rechtlichen Protung wahrscheinrich nicht stan.dhält 

(vgl. BVerfG, Urteil vom 14. Mai 1996-·BVerfG 2 BvR 1518/93-. jurls Rn. S9). So 

ist es '11er. 

Zwar bestehen nach Aktf)nlage keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit qer 

Ableh':lung des Asylantrags ;ls unzuläasfg .nach § 29 ~· 1 Nr. 5 AsylG. Danach. Ist 

ein Asyla~t~g unter .anderem dann unzulässig,. wenn Im Falle eines Zweitantrags 

nach § 71 a AsyJG ein weiteres Asylverfahren nicht durchzufOhren Ist. Nach der ge-
. . 

setzlichen Peflniti9n d~ § 71 a Abs. 1 AsylG Hegt ein Zwelt~ntrag vor. wenn der Aus-

länder nach erf~lglosem Abschluss eine~ Äsylverfahrens i~ einem .sicheren Drittstaat 

(§ 26a AsylG), fDr den Rechtsv9rsduiften der Europäischen Gemeinschaft Ober die 

Zuständigkeit f~r die DurchfÖbrung voo Asylverfahren gelten oder mit dem die Bun­

desrepublik Deutschland 'darQber einen v61kerreclitllchen Vertrag g~schlossen hat, 

Im Bundesgebiet einen Asylantrag steift. Auf einen so~chen Zweitantrag ist ein weite­

res As~lverfahren n~r dann du.r.ch~uführen, wenr~· die B~odesrepubllk Deutschland fOr · 

dfe OurchfDhrung des Asylverfahrens zuständig Ist und äie Voraussetzungen des 
. „ . „ ) . . . 

§ 51 Abs. 1 bis 3. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vorliegen. Der Asyl-

anb-ag des Antragstellers ist ein Zw~itantrsg .In df esem Sinne. Es ist ein Asylverf8h­

ren In Rumänien vorausgega~g~n. das auswelslfch der Auskunft.der rumänischen 

·Behörden durch ablehnenden Bescheid vom 31. MaJ 201;7 abgeschlossen wurde. Die . 

Voraussetzungen des§ 51AbS';1 bis 3 VwVfG liegen riach·Aktenlage nicht vor. Die . . . . 
. Sachlag~ hat eich insbesondere nicht nsohtriglich. zugunsten d~ Antragstellers ge-

ändert(§ q1Abs.1 Nr. f VwVfG). Er bezieht sich zur ~rO~dung seines Asylan-
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trags Im wesentlichen auf Ereignisse vor seiner Ausreise aus dem l~ak. Soweit er 

·darOber hinaus eine psyc.hische Erkran~ung geltend macht. Ist dies nicht Im Rahmen . . 
der PrOfung der: Voraussetzungen fDr die Zuer.kennung ·der FIOchtlfngseigenschaft 

und d~s subsidiären Schu~es, sondern ·allein ·fO~ die Frage de~ Vorliegens zlel­

staatsbezog~ner Abschl ebungsverbote relevant. Der Antragsteller legt auch ~eine 
neuen Beweismittel vor(§ .51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG). Die Unterlagen aus dem Irak be-. 

. I 

treffend eine mögliche '(erfolgung durch Mitglieder des. so genanrifen olslamls~hen 

Staats11 (IS) sind ber~lts Im Irak In seinen Be~ftz gel.angt. Jedenfalls war er n~ch\ oh-

. ne grobes Verschulden außerstande, sie i·n dem froheren Verfahren vor2!ulegen (§ 51 

Abs. 2 VwVfG), Di~ vorgelegten Atteste sind bereits deshalb ~eine ne~en B~welsmit­

·tel, die eine dem Antragsteller gOnstfgere l;ntacheldung herbefgefOhrt haben ·worden. 

. da sie ebenfalrs nur bei der Prüfung von· Abschfebungsverboten erheblich sind. 

1 

Es .bestehen aber .ernstl~c~e Zweifel an der Verneinung der Voraussetzungen eines · · 

zlel,taatsbezogen·en Abschlebungsverbots. 0.ber das VoJ11egen von A~chlebungs­
verboten n~ch ·§ 60 Abs. 5 unq l.\bs. 7 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) ist ge­

mäß§ 31 Abs. 3 AsylG auch Im Fall ei~es unzulässigen Asylantrags zu entscheiden 

. (vgl. SächsOV~, u~n. vom 21. Juni 2017- OVG 5A109.15. A ~. jurfs. Rn. 28) . 

. Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers In 

einen anderen Staat abgesehen werden, wenn dort fOr diesen Ausländer eine erheb­

liche konkret~ Gefahr. f~r Leib, Leben oder Freiheit .besteht.· Eine erhebllche kon~ete 
Gefahr aus gesundheltllchen GrOnden Hegt nur vor bei lebe.nsbedrohllchen oder 

schwerwiegenden Erkrankungen, die sich durch die Abschfebu11g wesentlich ver­

schlechfem würden (§ 60 ~bs. 7 SatZ.3 AufenthG). Der Ausländer muss eine Er­

krankung, die die Abschiebung .beeinträchtigen kann, durch ~fne qualifizierte ämli­

che Bescheinigung glaubha.~ machen: Diese Ärztliche Bescheinigung soll Jnsbeson„ 
. „ 

dere die tatsächlichen Umstände. auf deren Grundlage eine fachliche Beurtellung 

erfolgt ist, die Me~ode der :ratsach~n"rh~bung, die fachiich-medfzlnlsche ~eurtei­
lung des Krankheits'blldes· (Diagnose), den. Schweregrad der Erkrankung, ~en lateinl­

schen Namen od~~.dle Klassifizierung der e~rankung nach ICD ·10 sowie die F~I-
. gen, die sich nach ·arztlfeher Beurteilung a~s der krankheltsbedlngten. SltuatJon·vo­

r~ussichtllch ergeb'en, enthalten(§ 60 Abs~ 7 Satz 21.v.~:§ eoa·At.~. 2c SatZ 2 und 

3 AüfenthG). 

· Gemessen daran bestehen ernstliche Zweifel an der Annahme des Bundesamts. 

dass Im Irak keine erhebliche kqnkrete Gefahr fOr. Leib, Leben oder Freiheit des -An­

trag•tellers mit Blick aUf die geltend gemachte psychische Erkrankung besteht. 

_4 ... 
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Ausweislich .des vorgelegten fachlrztlichen Attests der Psychiatrischen Unlversltits„ 

klinlk  vom  2019 leidet der An­

tragsteller an einer komplexen psychiatrischen Erkrankung, verm~ich einer psycho-

. tisch ausgelenkten 9epression bei einer komorblden Zwangsstörun~. Er weise eine 

Symptomatik ~it Affektlabllltät, sozialem RQckzug, LebensQberdruss und florid psy-

. chotfschem Erleben mit kommentierenden akustischen Halluzlnatlonen sowie optl­

~chen Wahmehmungsst~ru.ngerJ auf. Hinz"! kämen ausgeP,rlgte Schlaf: und Kon­

zentraUonsstörungen. Erhebllehe ·Ordnungszw~nge bei Kontamlnatlonsängsfen 

schränkte außerdem sein Funktionsniveau signifikant.ein, so dass eine selbständ~ge 

LebensfQhrung kaum .möglich sei. Der Antr.agsteller werde derzeit p~y~hlatrisch, s~ 

zlaltherapeutlsch und pflegerisch behandelt und erhalte antidepresslve und antlpsy­

chotlsche Medikamente. Die Symptome· hätten sich durch die medikamentöse Be­

handlung bereits gelindert; auch Wegen der psychosozialen Anbindung In Berlin sei 

die PrognosE!l Ober den wejteren Behandlungsverlauf sehr optimistisch. Das Risiko 

durch efn.en Therapieabbruch sei äußeret hoch. es Sei ~it eine~ fast·10p%igen · 

Wahrscheinlichkeit von einer sofortigen gesundheltlichen Verschlechterung· auszu­

gehen, ~~lcht;i als· erneute depr~sslve Entwicklung und Zuspitzung des psychotf„ 

sehen Erlebens zu verstet:Jen sei. Eine sulzldale Krise seJ anhand de·s gravieren~en 

· Krankhtltsbildes nicht auszuschlleBen. · · 

Das Attest entspricht Jedenfalls bei Anlegung des. Insoweit Im Verfahren des vorliufi· 

gen Rechtssc,..~es herabgesetzten Maßstabs den Mindestanforderungen an eine 

quaJ1fizferte ärztliche Bescheinigung. Es nennt insbesondere die Grundlage der fach· . . . \ 

liehen Beurteilun~ (Insgesamt ac~t Behandluhg.en mit einer Dauer vq~ 30-80 Minu-

ten; entweder In engllsch~r Sprache oder in Anwesenheit eine.s mutter:sprachllchen . . . . 
Dolmetschers) und die ~fe Diagnose, enthält Ausführungen ~um Schweregrad ~er 

Erkran~ung! die Klass~fJZierung der Erkrankung nach ICD 10 'sowie eine prognostl· 

sch~ Einschätzung des Krankheltsverla~fs sowohl bei FortfOhrung der Therapie als 

auch bei einem Behandlungsabbruch. Soweit die Antragsgegnerin moniert, die; An„ 

gabe im Attest, der Antragsteller Jelde bereits seit 2013 an der psychischen Erkran„ 

kung, .sei nicht hinreichend nachvollzfehbar, kann dem nicht gefolgt werden. Dfe be· . . . 
hand~lnden ·Arzte stQtzelJ· dies,· ebeneo .wie die welter~n AusfQhrungen zu einer In) · 

Irak bereits erfolgten Behandlung mit Beruhigungsmitteln,, erslchtllch auf die Anga„ . . . 
ben des Antragstellers. Auch der· Einwand der Antrag,gegnerln, bei einer bereits vor 

der Ausreise aus dem Irak bestehenden Erkrank,ung sei die nunmehr fQr den Fall der 

Rückkehr gestellte Gefahrenprognose nicht nachvollziehbar, Dberzeugt nicht. Er 

trägfdem Umstand n'icht hlnrelcJte11d Rechnung, dass die Schwere einer psychl· 

. ~s-
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sehen Erkrankung Schwankungen unterliegen kann. Nach. dem Vorbringen des An~ . . 
tragstellers In der Anhörung beim Bundesamt stellen sich die Symptome seiner Er-

"krankung derzeit als gravierender dar als vor seiner Ausreise aus dem Irak. Auch 

unabhängig davon wird die ausfOhrllch dargestellte Diagnose und Prognose hinsieht-. . . 
lieh des aktuellen Krankheltsbllds · dur~ diesen Einwand nicht durchgreifend in Frage 

gestellt. Anhaltspun.kte fOr ein solches Krankheitsbild ergeb~n sich darOber hinaus 

·daraus, dass d.er Antra(:Jsteller·slch ber~Hs Im  i 2019 mlt·psychotischen 

Symptomen Im Kranker1haus vorgestellt (vgl. den Entlassungsberlcht des  

 vom  2019, BI. 32 der Asylakte, sowie das Attest der. . . 
 vom  ·201 s, BI.· 84 der Asylakte) und auch Im Rahmen der Anhörung beim 

~undesamt am 26. Juni 2019 solche ak~t auftretenden Symptome geschildert hatte, . 

·woraufhin die Anhörung unterbrochen wurde~ 
. . 

Bei der diagnostizierten psychiatrischen Erkrankungen h~ndelt es sich um eine 

schwerwiegende Erkrankung, die sich nach der von den- behandelnden Ärzten ge-. . . " . 
stelltt;tn Prognose im Falle eines Therapieabbruchs erheblich verschlimmern wOrde 

(erneute depressive Entwicklung und Zuspl~zung des psychotischen. Erlebens; Mög­

lichkeit e~~er sulzldah~n Krise). 

Im Falle einer Abschiebung des Antragstellers In' den Irak wäre ein Abbruch der Be-.. . . 
handlung mit beachtllc~er Wahrschelnllchkeit zu e~~rten. Vor de.m Hintergrund der 

dem'Gerlcht bekannten Erkenntnisse Ist nicht anzunehmen, dass die Erkrankung des 

· Antragstellers Im Irak behandelbar Ist Die medlzlnlsehe Versorgungssituation Im Irak 

. bleibt angespan~t. ·1n Basdad arbeiten· viele Krankenhäuser nur mit deutlich elnge­

schrinkter Kapazität. Die Ame und das Krankenhauspersonal gelten generell al~ 

qualifiziert, vlele haben aber aus Angst vor EntfOhrungen :oder Repressionen d~s . .. . 
Land verlassen. Korruption ist verbreitet. Die f~r die Grundversorg~ng d~r Bevölke-

rung besonders wichtigen örtlichen Gesundheitszentren (ea. 2.000 Im gesamten 

. Land) sind entweder geschlossen. oder w~en bauU~her, personeJl,r und Ausros­

tungsmingel nicht.In. der Lage~. die medlziriische Grundv~rsorgung slqheriustellen. 

Die große Zahl vqn FIOchtllngen und BlnnenfJQchtlingen bei.astet qas Gesundheits­

system zusätzlich: Hinzu kommt, dass durch die· Kampfhandlungen nicht nur eine 
• .t 

. G~undversorgung· slch~rgestellt werden rriuss„ sonder~ auch schwierige Schusswun-

den und Kriegsverletzungen behandelt werden mossen (vgl. zum Vorstehen9en 

Auswärtiges Amt, Bericht Ober die asyl- und abschlebui;igsrelevante Lage In der R.-. . - . . 
publik Irak [Stand: De~ember ~018J, 1~. ·Januar 2019,· S. 25). Zwar gltJt es In Bagdad 

~ei spezialisierte nationale Gesundhel.tszentren fQ~ die Behaodlung von psychiatri­

schen Störungen. Die Kapazitäten dieser Krankenhäuser sind aber begrenzt und die . . . 

-e·-
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f<rankenhiu&,r oft OberfDllt. Auch gibt es unterschiedliche Aussagen Ober die Ob8r­
nahme der Kosten durch die .öffentliche Kr&nkenverslcherung. DarDber hinaus ist die 

· Qualität der Behandlung gering •. Im Irak mangelt es stark an Psychlat~m. Zudem 

wären GebOhren bei der Behandlung durch einen privaten Psychiater fQr arm~ Patl­

eryten eine finanzielle Herausforderung (vgl. Bundesamt _fOr Fremdenwesen und Asyl, 

Paranalde Schi~ophrenle, PTSD, 8. Jun1·2.017; EAS~, lraq, Key soci~-economlc ln­

dicators, Februar 2019, S. 78 f.; UNHCR, International Protectlon Cor;tsidE!ratlons 

with Regard to People Fleelng the Republlc of lraq, Mai 2019, S. 53 f.). 
: . 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 der.Verwaltungsgerfchts~rdnung 
. (VWGO). , . 

· Einer Entscheidung Ober den Antrag aiJf Bewl.lllgung von flrozesskostenhilfe b&dirt 
·. es angesichts der unanfechtl;>aren Kostenents9fle.ldung nicht. . . . . 

Dieser Beschluss Ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). . . . 

Rueß. 

„ 

' . 
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